
 

Niederschrift 

 

über die 27. Sitzung des Kreistages am 27.09.2018 

___________________________________________________________________________ 

 

 

Anwesend:

Der Vorsitzende: 

Pusch, Stephan, Landrat  

Kreistagsmitglieder: 

Beckers, Franz Josef  

Bonitz, Karin  

Caron, Wilhelm Josef  

Dahlmanns, Erwin  

Derichs, Ralf  

Eßer, Herbert  

Gassen, Guido  

Grünter, Egon Alexander  

Gudat, Helmut  

Jansen, Thomas  

Kehren, Hanno, Dr.  

Krekels, Gerhard  

Kurth, Waltraud  

Lausberg, Leonard  

Lenzen MdL, Stefan  

Leonards-Schippers, Christiane, Dr.  

Lüngen, Ilse  

Maibaum, Franz  

Moll, Dietmar  

Nelsbach, Thomas  

Otten, Silke  

Paffen, Wilhelm  

Philipp, Martin  

Reh, Andrea  

Reyans, Norbert  

Röhrich, Karl-Heinz  

Rütten, Renate  

Rütten, Wilhelm  

Schlößer, Harald  

Schlüter, Volker  

Schmitz, Ferdinand, Dr.  

Schmitz, Josef  

Schreinemacher, Walter Leo  

Spenrath, Jürgen  

Spinrath, Norbert  

Sprenger, Maria  

Stelten, Anna  

Thelen, Friedhelm  

Thelen, Josef  

Tillmanns, Sofia  

Vergossen, Heinz Theo  

Wagner, Klaus, Dr.  

Walther, Manfred  

Wiehagen, Ullrich  

Wilms, Achim  

Von der Verwaltung: 

Dahlmanns, Franz Josef  

Lind, Reinhold  

Ritzerfeld, Daniela  

Schmitz, Michael  

Schneider, Philipp, Allgemeiner Vertreter  

Willems, Guido  

Weinsheimer, Anne  

  

  

  

  

  

  

 

  

 

 

Abwesend: 

Kreistagsmitglieder: 

Horst, Ulrich Tholen, Heinz-Theo 

Jansen, Franz-Michael van den Dolder, Jörg 

Kleinjans, Heinz-Gerd  

Pillich, Markus  

Schwinkendorf, Jutta  

Sonntag, Ullrich Anfang: 18:00 Uhr 

Thesling, Hans-Josef, Dr. Ende:              18:47 Uhr 
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Der Kreistag versammelt sich heute im Großen Sitzungssaal, um über die nachfolgende Ta-

gesordnung zu beraten.  

 

Vor Eintritt in die Beratung begrüßt Landrat Pusch herzlich Herrn Dezernenten Lind im 

Kreistag. 

 

Des Weiteren teilt Landrat Pusch mit, dass die Fraktion Die Linke mit Schreiben vom 

23.09.2018 zwei Anfragen betr. „Schlüssiges Konzept“ und „Abschiebungen im Kreis Heins-

berg“ eingereicht hat. Ebenso hat die SPD-Fraktion mit Schreiben vom 23.09.2018 noch eine 

Anfrage betr. „Warntag NRW“ vorgelegt. Er schlägt vor, die Tagesordnung um die insgesamt 

drei Anfragen als Tagesordnungspunkte 13 bis 13.2 zu ergänzen. Die Kreistagsmitglieder 

erklären sich hiermit einverstanden. 

 

 

Tagesordnung: 

Öffentliche Sitzung: 

 1.   Ausschussergänzungswahlen 

 2.   Gremienneubesetzung 

 3.   Abrechnung der differenzierten Kreisumlagen für das Haushaltsjahr 2017 

 4.   Zuleitung des Entwurfs des Jahresabschlusses 2017 

 5.   Fortsetzung der aus Bundesmitteln finanzierten Schulsozialarbeit an kreiseigenen 

Schulen 

 6.   Beteiligung der NEW Kommunalholding GmbH an der NEW AG;  

hier:  Anpassung der Satzung der NEW AG 

 7.   Antrag der CDU-Fraktion gemäß § 5 GeschO betr. "Förderung des Projekts Nepomuk 

durch den LVR" 

 8.   Antrag der Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen gemäß § 5 GeschO betr. 

"Personalausschuss" 

 9.   Änderungsantrag der FDP-Fraktion gemäß § 10 GeschO betr. "Digitalisierung in den 

Verwaltungen vorantreiben - Servicequalität für die Bürger erhöhen" 

 9.1.   Antrag der CDU-Fraktion gemäß § 5 GeschO betr. "Konzepterstellung für die Schaf-

fung eines Bürgerportals und Bereitstellung der Mittel im Haushalt 2019" 

 10.   Änderungsantrag der FW-Fraktion gemäß § 10 GeschO betr. "LVR-Umlage" 

 10.1.   Antrag der SPD-Fraktion gemäß § 5 GeschO betr. "LVR-Umlage" 

 10.2.   Antrag der Fraktionen CDU und FDP gemäß § 5 GeschO betr. "LVR-Umlage" 

 11.   Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gemäß § 10 GeschO betr. 

"Leitbild des Kreises Heinsberg" 

 11.1.   Änderungsantrag der CDU-Fraktion gemäß § 10 GeschO betr. "Leitbild für den Kreis 

Heinsberg, hier: Interkommunale Zusammenarbeit und E-Government" 

 11.2.   Antrag der Fraktionen CDU, SPD und FDP gemäß § 5 GeschO betr. "Neufassung des 

Leitbildes des Kreises Heinsberg" 

 12.   Bericht der Verwaltung 

 13.   Anfrage der Fraktion Die Linke gemäß § 12 GeschO betr. "Schlüssiges Konzept" 

 13.1.   Anfrage der Fraktion Die Linke gemäß § 12 GeschO betr. "Abschiebungen im Kreis 

Heinsberg" 

 13.2.   Anfrage der SPD-Fraktion gemäß § 12 GeschO betr. "Warntag NRW" 
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Nichtöffentliche Sitzung: 

 14.   Bestellung einer Prüferin beim Rechnungsprüfungsamt 

 15.   Örtliche Planung - verbindliche Pflegeplanung des Kreises Heinsberg; hier: Vergabe-

entscheidung -Bedarfsausschreibung vom 01.06. - 31.07.2018 über 12 Tagespflege-

plätze in der Stadt Geilenkirchen, Sozialraum 07 

 16.   Örtliche Planung - verbindliche Pflegeplanung des Kreises Heinsberg; hier: Vergabe-

entscheidung - Bedarfsausschreibung vom 18.01. - 20.06.2018 über 3 x 12 Tages-

pflegeplätze, Stadt Erkelenz, Sozialraum 01 und 04, Stadt Geilenkirchen, Sozialraum 

07 

 17.   Grunderwerb für die Neuerrichtung eines Schulparkplatzes für das Kreisgymnasium 

Heinsberg 

 18.   Bericht der Verwaltung 

 19.   Anfragen 

 

 

Sodann stellt Landrat Pusch die vorliegende Tagesordnung, die ordnungsgemäße Einberufung 

und die Beschlussfähigkeit fest.  
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  1:   

 

Ausschussergänzungswahlen 

 

Beratungsfolge: 

18.09.2018 Kreisausschuss 

27.09.2018 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: nein 

 

Leitbildrelevanz: nein 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 

 

Nach § 35 Abs. 3 Satz 7 Kreisordnung NRW wählen die Kreistagsmitglieder im Fall des vor-

zeitigen Ausscheidens eines Ausschussmitglieds auf Vorschlag der Fraktion, der das ausge-

schiedene Mitglied bei seiner Wahl angehörte, einen Nachfolger. 

 

Am 11.09.2018 hat die FDP-Fraktion mitgeteilt, dass der sachkundige Bürger Peter Hermanns 

seine Ausschusstätigkeiten als ordentliches Mitglied im Ausschuss für Gesundheit und Sozia-

les sowie als stv. Mitglied im Ausschuss für Kultur, Partnerschaft und Tourismus niederlegt. 

 

Als neues ordentliches Mitglied im Ausschuss für Gesundheit und Soziales schlägt die FDP-

Fraktion den neuen sachkundigen Bürger Jochen Verbeet vor. Ebenso soll Herr Verbeet die 

stv. Mitgliedschaft im Ausschuss für Kultur, Partnerschaft und Tourismus übernehmen. 

 

Darüber hinaus hat die FW-Fraktion mit Schreiben vom 17.09.2018 mitgeteilt, dass der sach-

kundige Bürger Sascha Mattern seine ordentliche Mitgliedschaft im Rechnungsprüfungsaus-

schuss niederlegt.  

 

Als neues ordentliches Mitglied für den Rechnungsprüfungsausschuss schlägt die FW-

Fraktion eine neue sachkundige Bürgerin, Lucia Jentges, vor. Die vakante stv. Mitgliedschaft 

im Rechnungsprüfungsausschuss soll ebenfalls durch einen neuen sachkundigen Bürger, Ric-

cardo Breuer, besetzt werden.  

 

Des Weiteren schlägt die FW-Fraktion für die unbesetzte stv. Mitgliedschaft des Beirates des 

Jobcenters einen neuen sachkundigen Bürger, Rainer Jentges, vor. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Den Ausschussbesetzungen wird zugestimmt.   
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Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 45  Nein 0  Enthaltung 0   

 

Landrat Pusch hat an der Abstimmung nicht teilgenommen.
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Sitzung: öffentlich 
 

Tagesordnungspunkt  2:   
 

Gremienneubesetzung 
 

Beratungsfolge: 
18.09.2018 Kreisausschuss 

27.09.2018 Kreistag 
 

Finanzielle Auswirkungen: nein 

 

Leitbildrelevanz: nein 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 

 

Da Herr Dezernent Nießen zum 31.08.2018 aus seinem bisherigen Amt ausgeschieden ist, 

enden auch seine Mitgliedschaften in den verschiedenen Gremien, in die er während der aktu-

ellen Wahlperiode durch den Kreistag entsandt wurde. 
 

Die ihm nachfolgenden Personen sind ebenfalls durch den Kreistag zu entsenden. 
 

In die nachstehend aufgeführten Gremien ist eine Nachfolgerin/ ein Nachfolger zu entsenden: 

 

Gremium Mitglied Stv. Mitglied 

Verbandsversammlung des Zweckverbandes 

Aachener Verkehrsverbund (AVV) 

Dezernent Lind Dezernent Schmitz 

Verbandsversammlung des Zweckverbandes 

Nahverkehr SPNV & Infrastruktur Rheinland 

(NVR) 

Dezernent Lind Dezernent Schmitz 

Vergabeausschuss der Verbandsversammlung des 

Zweckverbandes Nahverkehr SPNV & Infrastruk-

tur Rheinland (NVR) 

Dezernent Lind Dezernent Schmitz 

Betriebsausschuss der Verbandsversammlung des 

Zweckverbandes Nahverkehr SPNV & Infrastruk-

tur Rheinland (NVR) 

Dezernent Lind Dezernent Schmitz 

Aufsichtsrat der Nahverkehr Rheinland GmbH 

(NVR GmbH)  

Dezernent Lind Dezernent Schmitz 

Regionaler Beirat für den Kreis Heinsberg des 

Zweckverbandes Aachener Verkehrsverbund 

(AVV) 

Dezernent Lind Allgemeiner Vertre-

ter Schneider 

Verbandsversammlung Naturpark Schwalm-Nette Dezernent Lind Kapell, Günter 

Gesellschafterversammlung der IRR - Innovati-

onsregion Rheinisches Revier GmbH 

Landrat Pusch Dezernent Lind 

Revierkonferenz der IRR Innovationsregion 

Rheinisches Revier (IRR) GmbH 

Landrat Pusch Dezernent Lind 
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Umwelt- und Bauausschuss des Landkreistages 

NRW 

Dezernent Lind - 

Ausschuss für Wirtschaft und Verkehr des Land-

kreistages NRW 

Dezernent Lind - 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Den vorstehenden Neubesetzungsvorschlägen wird zugestimmt.  

   

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 46  Nein 0  Enthaltung 0   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  3:   

 

Abrechnung der differenzierten Kreisumlagen für das Haushaltsjahr 2017 

 

Beratungsfolge: 
18.09.2018 Kreisausschuss 

27.09.2018 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: ja (1.279.147,46 €) 

 

Leitbildrelevanz: nein 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 

 
Nach den gesetzlichen Vorgaben des § 56 Abs. 4 und des § 56 Abs. 5 Kreisordnung NRW 
(KrO) erhebt der Kreis im Rahmen der jährlichen Haushaltssatzung eine differenzierte 
Kreisumlage für das Jugendamt, das Kreisgymnasium in Heinsberg, die Kreismusikschule in 
Erkelenz sowie für die Jakob-Muth-Schule mit den Standorten in Gangelt und Oberbruch. Im 
Rahmen der Haushaltsplanung wird die Deckungslücke zwischen den sonstigen Erträgen und 
Aufwendungen ermittelt und als differenzierte Kreisumlage festgesetzt.  
 
Von den Kommunen, die kein eigenes Jugendamt unterhalten, wird zur Finanzierung der De-
ckungslücke eine Jugendamtsumlage nach den Steuerkraftzahlen und den Schlüsselzuweisun-
gen der betroffenen Städte und Gemeinden erhoben. Die ungedeckten Kosten im Bereich des 
Kreisgymnasiums werden anhand des jeweiligen Schüleranteils umgelegt. Das gleich gilt für 
die Kreismusikschule und die Jakob-Muth-Schule. 
 
Durch das Umlagengenehmigungsgesetz NRW erfolgte eine Änderung der Kreisordnung. So 
konnten - erstmalig für das Haushaltsjahr 2013 - Differenzen zwischen Plan und Ist bei den 
differenzierten Umlagen im übernächsten Jahr ausgeglichen werden. Die Differenzen werden 
durch Vergleich der festgesetzten Umlagebeträge mit den jeweiligen Ergebnissen laut Jahres-
abschluss ermittelt. Diese Verfahrensweise soll auch für das Haushaltsjahr 2017 angewandt 
werden. 
 
Mit Erlass des Ministeriums für Inneres und Kommunales NRW vom 14.05.2014 wurde das 
Abrechnungsverfahren näher bestimmt. Demnach ist eine Entscheidung des Kreistages, die 
differenzierten Umlagen tatsächlich abzurechnen, eine wesentliche Voraussetzung für das 
Abrechnungsverfahren. 
 
Im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten für das Haushaltsjahr 2017 hat die Verwaltung die 
Differenz zwischen den festgesetzten Umlagen und den tatsächlichen Ergebnissen ermittelt. 
 



Niederschrift über die Sitzung 

des Kreistages am 27.09.2018 

 

9 

Die Beträge ergeben sich aus der nachfolgenden Übersicht: 
 

Umlage für Festsetzung Ist Differenz 

Jugendamt 24.201.077,42 € 23.098.999,38 € + 1.102.078,04 € 

Kreisgymnasium 363.000,58 € 220.633,76 € +    142.366,82 € 

Kreismusikschule 485.425,90 € 443.874,91 € +      41.550,99 € 

Jakob-Muth-Schule 861.776,50 € 868.624,89 € -         6.848,39 € 
 

 

Die oben aufgeführten Differenzbeträge bedeuten, dass der Kreis differenzierte Umlagen er-

hoben hat, die im Bereich der Jakob-Muth-Schule hinter den Ist-Aufwendungen zurückblei-

ben (Fehlbetrag) und im Bereich des Jugendamtes, des Kreisgymnasiums und der Kreismu-

sikschule über die entstandenen Aufwendungen hinausgehen (erzielte Überschüsse). 

 

Aus Sicht der Verwaltung ist es sachgerecht, in Bezug auf das Haushaltsjahr 2017 alle Umla-

gen abzurechnen. D.h. die Unterdeckung im Bereich der Förderschule ist von den betroffenen 

Städten und Gemeinden nachzufordern und die erzielten Überschüsse im Bereich des Jugend-

amtes, des Kreisgymnasiums sowie der Kreismusikschule sind zu erstatten.  

 

Bei allen Umlagen liegen Abrechnungsbeträge vor, die eine Forderung gegenüber bzw. Er-

stattung an die betroffenen Städte und Gemeinden aus Sicht der Verwaltung rechtfertigen. Die 

Stadt Heinsberg beispielsweise zahlt aufgrund der aus dem Stadtgebiet Heinsberg stammen-

den Schüleranzahl am Kreisgymnasium rund zwei Drittel der Umlage hierfür. Aus Sicht der 

Verwaltung ist es daher angemessen, dass die Stadt Heinsberg in gleichem Maße eine Rück-

erstattung des Überschusses aus dieser Umlage erhält. Würde es nicht zur Anwendung der 

hier vorgeschlagenen Abrechnung kommen, würde der Überschuss zum Bestandteil des all-

gemeinen Kreishaushaltes und zu einer unausgewogenen Nutzen-Lasten-Relation führen; 

entsprechendes gilt für die entstandenen Differenzen in den übrigen Bereichen.  

 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass die ermittelten Abrechnungsbeträge unter dem Vor-

behalt der noch ausstehenden Jahresabschlussprüfung für das Haushaltsjahr 2017 stehen. Die 

Verwaltung wird den Entwurf des Jahresabschlusses 2017 am 27.09.2018 in den Kreistag 

einbringen. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Kreistag beschließt die Abrechnung der Jugendamtsumlage, der Umlage für das Kreis-

gymnasium Heinsberg, der Umlage für die Kreismusikschule sowie der Umlage für die     

Jakob-Muth-Schule in Bezug auf das Haushaltsjahr 2017.   

   

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 46  Nein 0  Enthaltung 0   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  4:   

 

Zuleitung des Entwurfs des Jahresabschlusses 2017 

 

Beratungsfolge: 
27.09.2018 Kreistag 

29.10.2018 Rechnungsprüfungsausschuss 

06.11.2018 Kreisausschuss 

15.11.2018 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: ja, Jahresüberschuss voraussichtl. 5,7 Mio. € 

 

Leitbildrelevanz: 4.1 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 

 

Gemäß § 53 Abs. 1 KrO NRW in Verbindung mit § 95 GO NRW hat der Kreis zum Schluss 

jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen, in dem das Ergebnis der Haushalts- 

wirtschaft des Haushaltsjahres nachzuweisen ist. Der Jahresabschluss muss unter Beachtung 

der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage des Kreises vermitteln 

und ist zu erläutern. 

 

In dem Entwurf der Ergebnisrechnung 2017 wird ein Jahresüberschuss in Höhe von 

5.731.783,49 € ausgewiesen. In der Haushaltsplanung 2017 wurde ein Jahresfehlbedarf in 

Höhe von 2.704.385,00 € ausgewiesen, so dass sich eine voraussichtliche Verbesserung von 

8.436.168,49 € ergeben würde. 

 

Durch das Umlagengenehmigungsgesetz NRW erfolgte eine Änderung der Kreisordnung. So 

konnten - erstmalig für das Haushaltsjahr 2013 - Differenzen zwischen Plan und Ist bei den 

differenzierten Umlagen im übernächsten Jahr ausgeglichen werden. Die Differenzen werden 

durch Vergleich der festgesetzten Umlagebeträge mit den jeweiligen Ergebnissen laut Jahres-

abschluss ermittelt. Diese Verfahrensweise soll auch für das Haushaltsjahr 2017 angewandt 

werden. Nähere Erläuterungen zur Abrechnung der differenzierten Kreisumlagen für das 

Haushaltsjahr 2017 können der Beschlussvorlage 0505/2018 (siehe TOP 2 der Kreisaus-

schusssitzung vom 18.09.2018) entnommen werden. 

 

Der gemäß den haushaltsrechtlichen Vorschriften von Kreiskämmerer Schmitz aufgestellte 

Entwurf des Jahresabschlusses 2017 wurde von Herrn Landrat Pusch ohne Abweichungen 

bestätigt. Gemäß § 53 Abs. 1 KrO NRW in Verbindung mit § 95 Abs. 3 GO NRW ist der 

Entwurf des Jahresabschlusses dem Kreistag zuzuleiten. 
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Bevor eine Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses 2017 im Kreistag 

erfolgen kann, ist dieser gemäß § 101 GO NRW vom Rechnungsprüfungsausschuss zu prü-

fen.  

 

Der Jahresabschluss besteht aus der Ergebnisrechnung (Anlage 1 der Einladung zur Sitzung 

des Kreistages), der Finanzrechnung (Anlage 2 der Einladung zur Sitzung des Kreistages), 

den Teilrechnungen, der Bilanz (Anlage 3 der Niederschrift zur Sitzung des Kreistages - der 

Einladung zur Sitzung des Kreistages lag versehentlich ein Zwischenstand der Bilanz bei, 

siehe veränderte Positionen 4.6, 4.9 und 5) und dem Anhang. Ihm ist ein Lagebericht beizufü-

gen. Das Zahlenwerk des kompletten NKF-Jahresabschlusses hat einen erheblichen Umfang, 

der mit dem Umfang des Haushaltsplans vergleichbar ist. Entsprechend der bisherigen Ver-

fahrensweise wird aus wirtschaftlichen Gründen auf die Erstellung einer Vielzahl von Exemp-

laren des Gesamtwerkes (z. B. der Teilrechnungen) und eine Versendung mit diesen Erläute-

rungen verzichtet. Unabhängig von der bevorstehenden detaillierten Prüfung des Jahresab-

schlusses durch den Rechnungsprüfungsausschuss haben alle Kreistagsabgeordneten die 

Möglichkeit, die vollständigen Unterlagen beim Amt für Finanzwirtschaft und Beteiligungen 

einzusehen. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Kreistag nimmt den Entwurf des Jahresabschlusses 2017 zur Kenntnis und leitet diesen 

dem Rechnungsprüfungsausschuss zur weiteren Prüfung zu.  

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 46  Nein 0  Enthaltung 0   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  5:   

 

Fortsetzung der aus Bundesmitteln finanzierten Schulsozialarbeit an kreiseigenen Schu-

len 

 

Beratungsfolge: 
26.06.2018 Jugendhilfeausschuss 

18.09.2018 Kreisausschuss 

27.09.2018 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: ja 

 

Leitbildrelevanz: 3.1. Familie und Jugend 

 

Inklusionsrelevanz: ja 

 

 

Zur Finanzierung sozialer Arbeit an Schulen im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepaketes 

stellt der Haushaltsgesetzgeber seit dem Jahr 2015 jeweils 47,701 Mio EUR für die nordrhein-

westfälischen Kommunen bereit. Das Landesprogramm war ursprünglich bis Ende 2017 vor-

gesehen und wurde erst für das Jahr 2018 und nunmehr bis Ende 2020 verlängert. Ziel und 

Zweck des Landesprogrammes haben sich seit der Einführung im Jahr 2015 im Wesentlichen 

nicht geändert.  

 

Die Förderung der Schulsozialarbeit durch das Land NRW wird im gleichen finanziellen Um-

fang wie in den Jahren 2015 bis 2018 auch für die Jahre 2019 und 2020 weitergeführt. 

 

Die Schulsozialarbeit wird zu 60% aus Landesmitteln und 40% Kreismitteln finanziert. 

 

In der Sitzung des Kreisausschusses weist Fraktionsvorsitzender Lenzen (FDP) darauf hin, 

dass der Landeshaushalt eine Förderung der Schulsozialarbeit bis zum Jahre 2022 vorsieht. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

  

Der Kreis stellt für 2019 und 2020 Kreismittel zur Finanzierung des 40prozentigen kommuna-

len Anteils für die befristet eingerichteten Schulsozialarbeiterstellen an kreiseigenen Schulen 

zur Verfügung. Die Befristung wird bis zum Jahr 2020 verlängert.  

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 46  Nein 0  Enthaltung 0   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  6:   

 

Beteiligung der NEW Kommunalholding GmbH an der NEW AG;  

hier:  Anpassung der Satzung der NEW AG 

 

Beratungsfolge: 
18.09.2018 Kreisausschuss 

27.09.2018 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: nein 

 

Leitbildrelevanz: nein 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 

 

Durch die Einbindung der Kreiswerke Heinsberg GmbH (KWH) in das NEW Holding-

Modell zum 01.01.2015 sind die Gesellschafter der KWH (Kreis Heinsberg, kreisangehörige 

Kommunen des Kreises Heinsberg und die Gemeinde Niederkrüchten aus dem Kreis Viersen) 

an der NEW Kommunalholding GmbH beteiligt. Die KWH ist zu 16,66 % an der NEW 

Kommunalholding GmbH beteiligt. Diese Holding wiederum hält 60,05 % an der NEW AG.  

 

Somit ergeben sich für die KWH-Gesellschafter die folgenden prozentualen mittelbaren Be-

teiligungen an der NEW AG: 

 

Kreis Heinsberg  rd.  5,03 % 

Stadt Geilenkirchen  rd.  0,93 % 

Stadt Übach-Palenberg rd.  0,85 % 

Stadt Hückelhoven  rd.  0,78 % 

Stadt Wassenberg  rd.  0,50 % 

Stadt Heinsberg  rd.  0,43 % 

Stadt Erkelenz   rd.  0,41 % 

Gemeinde Gangelt  rd.  0,37 % 

Gemeinde Selfkant  rd.  0,30 % 

Gemeinde Waldfeucht rd.  0,30 % 

Stadt Wegberg  rd.  0,10 % 

Gemeinde Niederkrüchten rd.  0,03 % 

 

zusammen             rd.  10,0 % 

 

Trotz dieser eher geringfügigen Beteiligungen der einzelnen Gesellschafter ergeben sich hie-

raus weitere Konsequenzen. Da es sich bei der Anpassung der §§ 6 und 7 der Satzung der 

NEW AG um eine nicht unwesentliche Änderung der Satzung handelt, bedarf es gemäß § 108 

Abs. 6 lit. b) der Gemeindeordnung NRW (GO NRW) der Beschlüsse der Räte bzw. des 

Kreistages. 
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Sachverhalt: 

 

Gemäß § 6 Absatz 1 der Satzung der NEW AG besteht der Vorstand der Gesellschaft aus 

mindestens zwei Mitgliedern. Im Übrigen bestimmt der Aufsichtsrat die Anzahl der Vor-

standsmitglieder.  

 

Durch den Tod von Herrn Marx ist der Vorstand gegenwärtig unterbesetzt. Diese Unterbeset-

zung hat zur Folge, dass der verbliebene Vorstand in Angelegenheiten, die dem Gesamtvor-

stand vorbehalten sind, alleine nicht handlungsfähig ist. Gemäß § 3 der Geschäftsordnung für 

den Vorstand der NEW AG unterliegen wichtige Angelegenheiten oder Fragen von grund-

sätzlicher Bedeutung und Tragweite für die Gesellschaft der gemeinsamen Entscheidung des 

Vorstands in seiner Gesamtheit. Dazu zählen z. B. die Einberufung der Hauptversammlung, 

die Berichterstattung an den Aufsichtsrat sowie die Entscheidung in grundsätzlichen Organi-

sations- und Personalangelegenheiten. Auch das Aktiengesetz weist dem Gesamtvorstand 

weitere Leitungsaufgaben zu, wie etwa die Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lage-

berichts und deren Vorlage an den Aufsichtsrat  (§ 170 Abs. 1 AktG).  

 

Auf Basis der gegenwärtigen Satzung, die einen aus mehreren Personen bestehenden Gesamt-

vorstand vorsieht, ist der gegenwärtige Alleinvorstand Herr Kindervatter in den genannten 

Angelegenheiten nicht handlungsfähig. 

 

Da eine kurzfristige Nachbesetzung der vakanten Vorstandsstelle nicht realistisch erscheint, 

andererseits aber die Notwendigkeit besteht, die derzeitige Handlungsunfähigkeit des Vor-

stands schnellstmöglich zu beseitigen, wird vorgeschlagen, die §§ 6 und 7 der Satzung ent-

sprechend der beigefügten Synopse anzupassen. 

 

Durch die vorgeschlagene Änderung des § 6 der Satzung wird die oben beschriebene Hand-

lungsunfähigkeit kurzfristig beseitigt. Die Änderung stellt zudem eine flexible Regelung dar, 

da sie die Anzahl der Vorstandsmitglieder in das Ermessen des Aufsichtsrats stellt. Auf dieser 

Basis kann der Aufsichtsrat beschließen, dass der Vorstand (bis auf weiteres) nur noch aus 

einer Person besteht. Er hat aber auch jederzeit die Möglichkeit, weitere Vorstandsmitglieder 

zu bestellen. 

 

Nach § 76 Absatz 2 Satz 3 des Aktiengesetzes (AktG) müssen die Vorschriften über die Be-

stellung eines Arbeitsdirektors unberührt bleiben. Da die NEW AG aber nicht der paritäti-

schen Mitbestimmung unterliegt, ist die vorgesehene Vorschrift in § 6 Absatz 1 Satz 2 nur 

deklaratorischer Natur.  

 

Hinsichtlich der Vertretung der Gesellschaft besteht derzeit das Problem, dass eine sogenann-

te „unechte“ Gesamtvertretung, wonach eine Gesellschaft durch ein einziges vorhandenes 

Vorstandsmitglied in Verbindung mit einem Prokuristen vertreten wird, allgemein als unzu-

lässig angesehen wird, da sie dem Prokuristen faktisch ein Vetorecht einräumt und der Vor-

stand somit von der Zustimmung des Prokuristen abhängig ist. Die vorgeschlagene Änderung 

des § 7 der Satzung löst diese Problematik auf, indem sie festlegt, dass, wenn nur ein Vor-

standsmitglied vorhanden ist, dieses alleinvertretungsberechtigt ist. 
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Die entsprechenden Beschlüsse der Räte und des Kreistages sind der Kommunalaufsicht ge-

mäß § 115 GO NRW (für den Kreis i. V. m. § 53 KrO NRW) anzuzeigen; dies ist im vorlie-

genden Fall die Bezirksregierung Düsseldorf. 

 

Landrat Pusch ergänzt in der Sitzung des Kreisausschusses, dass eine Nachbesetzung des ver-

storbenen Vorstandsmitgliedes Marx vorgesehen ist. 

  

 

Beschlussvorschlag: 

 

1. Der Satzungsänderung der NEW AG in § 6 und § 7 entsprechend der beigefügten Sy-

nopse wird zugestimmt.   

 

2. Redaktionelle Änderungen der Satzung der NEW AG, die die Vertragsinhalte nicht 

wesentlich verändern, sind zulässig. 

 

3. Die Vertreter des Kreises in den NEW-Gremien der beteiligten Gesellschaften werden 

ermächtigt, die entsprechenden Beschlüsse zu fassen.   

   

 

 

Anlage (vgl. Einladung zur Sitzung des Kreisausschusses am 18.09.2018): 

Synopse der Satzung der NEW AG 

 

   

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 46  Nein 0  Enthaltung 0   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  7:   

 

Antrag der CDU-Fraktion gemäß § 5 GeschO betr. "Förderung des Projekts Nepomuk 

durch den LVR" 

 

Beratungsfolge: 
18.09.2018 Kreisausschuss 

27.09.2018 Kreistag 

 

Es wird auf den der Einladung zur Sitzung des Kreisausschusses am 18.09.2018 als Anlage 

beigefügten Antrag der CDU-Fraktion vom 25.06.2018 verwiesen. 

 

In der Sitzung des Kreisausschusses führt Landrat Pusch wie folgt aus: 

 

„Das Netzwerk für Kinder und Jugendliche psychisch erkrankter Eltern (NEPOMUK) wird 

von der Einrichtung „ViaNobis – Die Eingliederungshilfe“ betrieben. Es versteht sich als prä-

ventives Hilfs- und Unterstützungsangebot, das sich vorrangig an Familien mit Kindern und 

Jugendlichen in der Altersspanne von 0 bis 18 Jahren aus dem Kreis Heinsberg richtet, in de-

nen ein oder beide Elternteile psychisch erkrankt sind. Mit NEPOMUK schloss sich für den 

Kreis Heinsberg seit dem Jahr 2011 eine Versorgungslücke im kommunalen Hilfesystem für 

diesen Personenkreis.  

 

Aufgrund des Beschlusses des Kreisausschusses vom 12.12.2017 hat der Kreis Heinsberg der 

Einrichtung „ViaNobis – Die Eingliederungshilfe“ für das Netzwerk NEPOMUK für die Jah-

re 2017 und 2018 unter dem Vorbehalt, dass keine andere Förderung möglich ist, einen jährli-

chen Zuschuss von 45.000,00 € bewilligt.  

 

Bisher konnte eine anderweitige Fördermöglichkeit nicht erschlossen werden. 

 

Am 26.06.2018 wurde im Jugendhilfeausschuss die erfolgreiche Arbeit von NEPOMUK vor-

gestellt. Hierbei wurde deutlich, dass das Angebot nach wie vor auf eine große Resonanz trifft 

und weiterhin ein entsprechender Bedarf im Kreisgebiet besteht. 

 

Vor diesem Hintergrund ist aus Sicht der Verwaltung der gestellte Antrag zu 1. ausdrücklich 

zu begrüßen. 

 

Wie sich bereits aus dem vorliegenden Antrag ergibt, sind bisher Gespräche mit dem LVR 

hinsichtlich einer Förderung erfolglos geblieben. Auch aktuell scheint der LVR hinsichtlich 

zusätzlicher finanzieller Verpflichtungen zurückhaltend zu sein, da sich derzeit die für ihn 

durch die Änderungen des BTHG abzeichnenden zusätzlichen Kosten noch nicht verlässlich 

beziffern lassen.   

 

Gleichwohl besteht von hier aus aber weiterhin – im Sinne des Antrags zu 2. -  die Bereit-

schaft, Kontakt zum LVR aufzunehmen mit dem Ziel, eine Kostenübernahme durch den LVR 

zu erreichen.“ 



Niederschrift über die Sitzung 

des Kreistages am 27.09.2018 

 

17 

Um den Appell-Charakter des Beschlussvorschlages hervorzuheben, wird der Beschlussvor-

schlag in der Sitzung des Kreisausschusses wie folgt angepasst: 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

1. Auch im Jahr 2019 wird das Projekt „Nepomuk“ durch den Kreis Heinsberg gefördert. 

 

2. Die Verwaltung wird beauftragt Gespräche mit dem LVR aufzunehmen mit dem Ziel, eine 

Kostenübernahme durch den LVR zu erreichen. 

 

3. Die Vertreter des Kreises Heinsberg in der Landschaftsversammlung werden gebeten, sich 

für eine Kostenübernahme in der Landschaftsversammlung einzusetzen. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 46  Nein 0  Enthaltung 0   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  8:   

 

Antrag der Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen gemäß § 5 GeschO betr. "Per-

sonalausschuss" 

 

Beratungsfolge: 
18.09.2018 Kreisausschuss 

27.09.2018 Kreistag 

 

 

Es wird auf den der Einladung des Kreisausschusses am 18.09.2018 als Anlage beigefügten 

Antrag der Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen vom 11.07.2018 verwiesen. 

 

Fraktionsvorsitzende Sprenger (Bündnis 90/Die Grünen) führt in der Sitzung des Kreisaus-

schusses aus, dass das Thema Personalausschuss ein altbekanntes sei. Bei Personalfragen sei-

en immer wieder Schwierigkeiten festzustellen, deshalb sei ein eigenes Gremium sinnvoll, um 

Probleme und Fragen anzusprechen und gemeinsam zu lösen. 

 

Landrat Pusch erwidert, dass es stets die Möglichkeit gebe Rückfragen bei Personalvorlagen 

zu stellen. Bisher habe von diesem Recht jedoch niemand Gebrauch gemacht. Zudem ver-

weist er auf seine Personalhoheit und Organisationskompetenz gemäß § 49 Abs. 1 KrO. Es 

gebe selbstverständlich bei jeder Personalentscheidung widerstreitende Interessen, die abzu-

wägen seien, hierfür sei ein zusätzliches Gremium, dass viel zusätzliche Arbeitszeit in An-

spruch nehme, jedoch nicht erforderlich. 

 

Fraktionsvorsitzender Reyans (CDU) stimmt den Ausführungen von Landrat Pusch zu. Per-

sonalvorlagen seien stets Bestandteil der nichtöffentlichen Sitzung, wo jedem Kreistagsmit-

glied die Gelegenheit gegeben werde, nachzufragen. Zudem informiere der Landrat die Frak-

tionen frühzeitig über beabsichtigte Personalmaßnahmen. 

 

Fraktionsvorsitzender Schreinemacher (FW) spricht sich wie Frau Sprenger für die Notwen-

digkeit der Einführung eines neuen Gremiums aus, das sich mit Personal und Personalent-

wicklung beschäftigt. Es gebe viele positive kommunale Beispiele. 

 

Fraktionsvorsitzender und beratendes Mitglied Spenrath (AfD) schließt sich den Ausführun-

gen von Landrat Pusch an. Maßgeblich für die Einrichtung eines Personalausschusses sei die 

Frage, ob ein solches Gremium die Personalentscheidungen qualitativ verbessere. Dies sei zu 

verneinen. 

 

Auch Fraktionsvorsitzender Lenzen (FDP) stimmt den Ausführungen der CDU zu. Im Rah-

men der Fraktionsvorsitzendenrunde würden alle Fraktionen zeitnah über anstehende Perso-

nalmaßnahmen informiert. Zudem sei auch der Kosten-Nutzen-Faktor zu berücksichtigen. Für 

ein neues Gremium würden Sitzungsgelder, Ausschussvorsitzendenentschädigung, Fahrtkos-

ten etc. anfallen, diese Kosten stünden in keinem Verhältnis zum erwarteten Nutzen. 
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Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 17  Nein 29  Enthaltung 0   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  9:   

 

Änderungsantrag der FDP-Fraktion gemäß § 10 GeschO betr. "Digitalisierung in den 

Verwaltungen vorantreiben - Servicequalität für die Bürger erhöhen" 

 

Beratungsfolge: 
18.09.2018 Kreisausschuss 

27.09.2018 Kreistag 

 

 

Es wird auf den der Einladung zur Sitzung des Kreisausschusses am 18.09.2018 als Anlage 

beigefügten Änderungsantrag der FDP-Fraktion vom 03.09.2018 verwiesen. 

 

In der Sitzung des Kreisausschusses einigen sich Fraktionsvorsitzender Lenzen (FDP) und die 

CDU-Fraktion darauf, den Antrag der CDU-Fraktion um Anregungen des FDP-

Änderungsantrages zu ergänzen. Der zusammengefasste Beschlussvorschlag lautet wie folgt: 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

1) Die Verwaltung erstellt in enger Zusammenarbeit mit den kreisangehörigen Städten und 

Gemeinden ein Pflichtenheft für den Einstieg in ein Bürgerportal. Dieses soll die folgenden 

Funktionen beinhalten: 

  

 Ein Grundgerüst, welches die Authentifizierung der Bürger auf unterschiedlichen Authen-

tifizierungsleveln, sinnvollerweise unter Einbindung des Servicekontos NRW, ermöglicht. 

Hierzu zählt ebenfalls die Einrichtung eines Formularservers. Weiter sollen alle notwendi-

gen Funktionen für den reibungslosen Ablauf eines Bürgerportals gegeben sein. Hierüber 

berichtet die Verwaltung dem Kreistag. Eine möglichst weitreichende Automatisierung der 

Prozesse sollte im Sinne der Bürgerfreundlichkeit angestrebt werden. 

 

2) Als Anwendungen sollen zunächst Katasterauskünfte/Liegenschaftsauskünfte und das 

Straßenverkehrsamt unterstützt werden. 

 

3) Als Pilotprojekt soll die Reitplakette als Anwendung umgesetzt werden, bei der der Ver-

waltungsvorgang ganz ohne Eingriff eines Mitarbeiters der Kreisverwaltung vollautomati-

siert abläuft. 

 

4) Die Kosten sind im Haushalt des Jahres 2019 bereitzustellen. 

 

  

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 30  Nein 0  Enthaltung 16   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  9.1:   

 

Antrag der CDU-Fraktion gemäß § 5 GeschO betr. "Konzepterstellung für die Schaf-

fung eines Bürgerportals und Bereitstellung der Mittel im Haushalt 2019" 

 

Beratungsfolge: 
18.09.2018 Kreisausschuss 

27.09.2018 Kreistag 

 

 

Es wird auf den der Einladung zur Sitzung des Kreisausschusses am 18.09.2018 als Anlage 

beigefügten Antrag der CDU-Fraktion vom 21.08.2018 verwiesen. 

 

Der in der Sitzung des Kreisausschusses modifizierte Beschlussvorschlag kann den Erläute-

rungen zu Tagesordnungspunkt 9 entnommen werden.  
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  10:   

 

Änderungsantrag der FW-Fraktion gemäß § 10 GeschO betr. "LVR-Umlage" 

 

Beratungsfolge: 
27.09.2018 Kreistag 

 

 

Es wird auf den dem Nachversand der Einladung zur Sitzung des Kreistages am 27.09.2018 

als Anlage beigefügten Änderungsantrag der FW-Fraktion vom 19.09.2018 verwiesen. 

 

Landrat Pusch verweist in der Sitzung des Kreistages auf die fehlende Beteiligung der Kom-

munen bei der beantragten Gründung einer Kreiswohnungsbaugesellschaft. Zudem empfiehlt 

er das Ergebnis der beauftragten Firma InWIS zur „Wohnungsmarktstudie“ abzuwarten und 

sich dann ggf. erneut zu beraten. 

 

Fraktionsvorsitzender Schreinemacher (FW) hält die Beteiligung der Kommunen für sinnvoll. 

Im Anschluss zitiert er den Bürgermeister der Stadt Rheinbach: „Man muss bereit sein Verän-

derungen herbeizuführen.“ 

 

Sodann lässt Landrat Pusch über den Änderungsantrag abstimmen.  

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 4  Nein 42  Enthaltung 0   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  10.1:   

 

Antrag der SPD-Fraktion gemäß § 5 GeschO betr. "LVR-Umlage" 

 

Beratungsfolge: 
18.09.2018 Kreisausschuss 

27.09.2018 Kreistag 

 

 

Es wird auf den der Einladung zur Sitzung des Kreisausschusses am 18.09.2018 als Anlage 

beigefügten Antrag der SPD-Fraktion vom 06.07.2018 verwiesen. 

 

In der Sitzung des Kreisausschusses erläutert Landrat Pusch: 

 

„Bereits bei der Einbringung des Kreishaushaltes 2018 im November letzten Jahres hatte ich 

signalisiert, bei einer feststehenden Senkung der Landschaftsumlage 2018 einen Teil dieser 

Verbesserung an die kreisangehörigen Kommunen weiterzuleiten, wenn die erste Hälfte des 

Haushaltsjahres 2018 positiv verläuft. Wichtig waren und sind mir aber auch der Rückgang 

des Eigenkapitalverzehrs auf Seiten des Kreises und die Aufrechterhaltung der Steuerungs-

möglichkeiten für den Haushaltsausgleich in künftigen Jahren. 

 

Nach derzeitigem Stand ist die Haushaltsentwicklung 2018 positiv: Nach den Ausführungen 

von Kreiskämmerer Schmitz in der letzten Finanzausschusssitzung vom 05.07.2018 ergeben 

sich prognostizierte Verbesserungen für den Kreishaushalt in Höhe von rund 8,6 Mio. Euro. 

Dies würde rechnerisch zu einem Überschuss in Höhe von rund 5,8 Mio. Euro führen, da ein 

Defizit von 2,8 Mio. Euro veranschlagt ist.  

 

Ich stehe daher zu meinem Wort und spreche mich für eine maßvolle und ausgewogene Wei-

terleitung der finanziellen Verbesserung aus. 

 

Aktuell liegen nun zwei Anträge vor: ein gemeinsamer Antrag der Fraktionen von CDU und 

FDP sowie ein Antrag der SPD-Fraktion. 

 

CDU und FDP beantragen, die Rückerstattungen des Landschaftsverbandes Rheinland in Hö-

he von 8,2 Mio. Euro zur Hälfte – das heißt 4,1 Mio. Euro - an die kreisangehörigen Kommu-

nen weiterzuleiten. Die SPD-Fraktion möchte diese Verbesserungen vollständig weiterleiten. 

 

Nach der Kreisordnung NRW haben die Kreise ihr Vermögen und ihre Einkünfte so zu ver-

walten, dass die Kreisfinanzen gesund bleiben. Auf die wirtschaftlichen Kräfte der kreisange-

hörigen Kommunen und der Abgabepflichtigen ist Rücksicht zu nehmen. 

 

Sollte der Kreistag dem Antrag von CDU und FDP folgen, würde nach den aktuellen Haus-

haltsdaten noch ein Jahresüberschuss in Höhe von rund 1,7 Mio. Euro verbleiben. Sollte der 

Kreistag dem Antrag der SPD folgen, würde das Jahr 2018 voraussichtlich mit einem Defizit 
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von 2,4 Mio. Euro enden, so dass die Ausgleichsrücklage ebenfalls um 2,4 Mio. Euro 

schrumpfen würde. 

 

Die Verwaltung nimmt das Rücksichtnahmegebot gegenüber seinen kreisangehörigen Städten 

und Gemeinden sowie den Abgabepflichtigen sehr ernst und hat dies auch in den zurücklie-

genden Haushaltsjahren durch verschiedene finanzwirtschaftliche Maßnahmen eingehalten. 

Aus Sicht der Verwaltung sollten die kreisangehörigen Kommunen daher auch angesichts der 

positiven Entwicklungen im Kreishaushalt 2018 sicherlich an diesen Verbesserungen teilha-

ben. 

 

Bei der Entscheidung zu den vorliegenden Anträgen sollte auch bedacht werden, dass der 

Kreishaushalt 2018 zwar positiv verläuft, die Entwicklung jedoch noch einige finanzielle Ri-

siken birgt. Kreiskämmerer Schmitz hat im Finanzausschuss hierzu auf zwei bedeutende 

Sachverhalte hingewiesen. Zum einen hat er die Risiken des sogenannten „Überlaufmecha-

nismus“ in § 46 SGB II beschrieben, was eine Kürzung der Bundesbeteiligung an den Kosten 

der Unterkunft und Heizung noch in 2018 zur Folge haben könnte. Zum anderen hat er auf die 

Unsicherheiten im Bereich der Pensions- und Beihilferückstellungen hingewiesen. 

 

Mit Blick auf die aktuelle Haushaltssituation der Städte und Gemeinden im Kreis lässt sich 

festhalten, dass dort keine drastische Verschlechterung zu verzeichnen ist. Nach den derzeiti-

gen Erkenntnissen ist eher davon auszugehen, dass die große Mehrheit der Städte und Ge-

meinden des Kreises Heinsberg erfreulicherweise ebenfalls Verbesserungen in ihren Haus-

haltsentwicklungen oder Jahresabschlüssen verzeichnen können. 

 

Sofern der Kreistag dem Antrag von CDU und FDP folgen würde, wäre das nach der Auffas-

sung der Verwaltung auch eine deutliche und zusätzliche Entlastung der kreisangehörigen 

Kommunen, denn eine Gesamtentlastung um 4,1 Mio. Euro ist kein „Pappenstiel“. Entspre-

chend den Umlagegrundlagen der Städte und Gemeinden würden sich finanzielle Verbesse-

rungen von 115.000 Euro für die Gemeinde Waldfeucht bis zu 725.000 Euro bei der Stadt 

Heinsberg ergeben. 

 

Gleichzeitig könnte das Eigenkapital des Kreises gestärkt werden, da ein Teil der Verbesse-

rung im Kreishaushalt verbleiben würde. Hiermit würden sich die finanzwirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen für den Haushaltsausgleich in künftigen Jahren verbessern, da es 2018 

voraussichtlich nicht zu einer Entnahme aus der Ausgleichsrücklage kommen würde. Die 

Ausgangslage zur Stabilisierung zukünftiger Kreisumlagebelastungen könnte so verbessert 

werden, was besonders wichtig sein wird, wenn der Kreishaushalt durch neue externe Fakto-

ren weiter unter Druck gerät, z.B. bei Eintrübung der Konjunktur, durch finanzielle Auswir-

kungen gesetzlicher Änderungen oder bei einem Anstieg der Landschaftsumlage. 

 

Kreisausschuss und Kreistag sollten diese Gesichtspunkte bei ihrer Entscheidung sorgfältig 

abwägen.“ 

 

Stv. Fraktionsvorsitzende Reh (SPD) teilt mit, dass es nur folgerichtig sei, die vollständige 

finanzielle Verbesserung durch die Landschaftsumlage an die Kommunen weiterzuleiten, da 

das Geld schließlich auch von den Kommunen stamme.  
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Landrat Pusch entgegnet, dass dann das Konstrukt einer Ausgleichsrücklage keinen Sinn ma-

che. Im Gegenteil sei es der Wille des Gesetzgebers antizyklisch zu handeln. Dem stimmt 

Fraktionsvorsitzender und beratendes Mitglied Spenrath (AfD) zu. Auf Nachfrage von Frakti-

onsvorsitzendem Schreinemacher (FW) teilt Landrat Pusch ebenfalls mit, dass ein Gespräch 

mit den Bürgermeistern noch ausstehe.  

 

Schließlich führt Kreiskämmerer und Dezernent Schmitz aus, dass die 50/50 Variante vorzu-

ziehen sei, da seine Aufgabe als Kämmerer darin bestehe, sowohl die Finanzen der kreisange-

hörigen Kommunen als auch des Kreises im Blick zu behalten. Er bestätigt die Ausführungen 

von Landrat Pusch und ergänzt, dass der Gesetzgeber nach ersten Vorgesprächen zur Refor-

mierung der NKF-Gesetzgebung eine Aufstockung der Ausgleichsrücklage vorsehe, damit die 

Kommunen und schließlich auch der Steuerzahler in konjunkturschwachen Zeiten nicht mit 

einem sprunghaften Anstieg der Kreisumlage rechnen müssten. 

 

In der Sitzung des Kreistages kritisiert Fraktionsvorsitzender Derichs (SPD) die mangelnde 

Berücksichtigung der Senkung des Hebesatzes der Landschaftsumlage im Haushaltsplan für 

das Jahr 2018. Die Ansätze seien im Kreishaushalt von vornherein zu hoch eingeplant wor-

den, deshalb sei der Antrag der SPD richtig und weiterhin aufrechtzuerhalten. 

 

Kreiskämmerer und Dezernent Schmitz erwidert, dass bei der Haushaltsaufstellung die Hebe-

satzsenkung noch nicht bekannt gewesen sei und daher nicht berücksichtigt werden konnte. 

Hätte man eine Senkung des Hebesatzes auf Verdacht eingeplant, hätte dies nicht kalkulierba-

re Auswirkungen auf die Entnahme der Ausgleichsrücklage haben können. Letztendlich kön-

ne man nur mit den Zahlen und Informationen planen, die zum Zeitpunkt der Haushaltsauf-

stellung feststünden. 

 

CDU, FDP und Bündnis 90/Die Grünen pflichten den Ausführungen des Kreiskämmerers 

Schmitz bei. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 11  Nein 33  Enthaltung 2   



Niederschrift über die Sitzung 

des Kreistages am 27.09.2018 

 

26 

 

Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  10.2:   

 

Antrag der Fraktionen CDU und FDP gemäß § 5 GeschO betr. "LVR-Umlage" 

 

Beratungsfolge: 
18.09.2018 Kreisausschuss 

27.09.2018 Kreistag 

 

 

Es wird auf den der Einladung zur Sitzung des Kreisausschusses am 18.09.2018 als Anlage 

beigefügten Antrag der Fraktionen CDU und FDP vom 06.07.2018 verwiesen. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 33  Nein 0  Enthaltung 13   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  11:   

 

Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gemäß § 10 GeschO betr. "Leit-

bild des Kreises Heinsberg" 

 

Beratungsfolge: 
18.09.2018 Kreisausschuss 

27.09.2018 Kreistag 

 

 

Es wird auf den der Einladung zur Sitzung des Kreistages am 27.09.2018 als Anlage beige-

fügten Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 07.09.2018 verwiesen. 

 

Bevor in der Sitzung des Kreisausschusses auf den Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen eingegangen wird, bedanken sich die betroffenen Fraktionen für die außeror-

dentlich gute Zusammenarbeit am Entwurf des Leitbildes für den Kreis Heinsberg. Anschlie-

ßend werden die Vor- und Nachteile, insbesondere in Bezug auf den Inhalt und Umfang des 

Leitbildentwurfes, kontrovers diskutiert. 

 

Den Ergänzungsvorschlag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen betreffend, sind sich die 

Kreisausschussmitglieder darüber einig, dass dieser zu allgemein formuliert ist.  

 

Im Ergebnis wird daher eine Abstimmung über die Tagesordnungspunkte 11 – 11.2 auf den 

Kreistag vertagt und die Ergänzungsanträge/ das Leitbild werden bis dahin überarbeitet. 

 

In der Sitzung des Kreistages erklärt Fraktionsvorsitzende Sprenger (Bündnis 90/Die Grü-

nen), dass man sich nach Beratungen innerhalb der Fraktion auf folgende Ergänzung in der 

Einleitung des Leitbildes des Kreises Heinsberg geeinigt habe: „Grundlage des politischen 

Handelns sind Respekt für Mensch und Umwelt, friedliches Miteinander im Bewusstsein 

globaler Zusammenhänge, Toleranz und Transparenz.“ 

 

CDU, SPD und FDP sind mit dem Änderungsvorschlag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

nicht vollends zufrieden. Die Ergänzung, die Globalisierung betreffend, sei erneut zu allge-

mein formuliert und nicht praktikabel. 

 

  

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 2  Nein 42  Enthaltung 2   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  11.1:   

 

Änderungsantrag der CDU-Fraktion gemäß § 10 GeschO betr. "Leitbild für den Kreis 

Heinsberg, hier: Interkommunale Zusammenarbeit und E-Government" 

 

Beratungsfolge: 
18.09.2018 Kreisausschuss 

27.09.2018 Kreistag 

 

 

Es wird auf den der Einladung zur Sitzung des Kreistages am 27.09.2018 als Anlage beige-

fügten Antrag der CDU-Fraktion vom 18.09.2018 verwiesen. 

 

Kreistagsmitglied Dr. Kehren (CDU) stellt in der Sitzung des Kreistages die Ergänzungen 

zum Leitbild des Kreises Heinsberg vor. Das überarbeitete Leitbild kann der Niederschrift zur 

Sitzung des Kreistages entnommen werden.  

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 42  Nein 0  Enthaltung 4   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  11.2:   

 

Antrag der Fraktionen CDU, SPD und FDP gemäß § 5 GeschO betr. "Neufassung des 

Leitbildes des Kreises Heinsberg" 

 

Beratungsfolge: 
18.09.2018 Kreisausschuss 

27.09.2018 Kreistag 

 

 

Es wird auf den der Einladung zur Sitzung des Kreisausschusses am 18.09.2018 als Anlage 

beigefügten Antrag der Fraktionen CDU, SPD und FDP vom 30.08.2018 verwiesen. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 42  Nein 0  Enthaltung 4   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  12:   

 

Bericht der Verwaltung 

 

 

Hierzu liegt nichts vor.  
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  13:   

 

Anfrage der Fraktion Die Linke gemäß § 12 GeschO betr. "Schlüssiges Konzept" 

 

Beratungsfolge: 

27.09.2018 Kreistag 

 

 

In der Sitzung des Kreistages erläutert Landrat Pusch Folgendes: 

 

„Das „schlüssige Konzept“ wird in den Rechtskreisen des SGB XII und des SGB II bereits 

umgesetzt. Die entsprechende Rundverfügung an die Städte und Gemeinden und die Bitte um 

Umsetzung an das Jobcenter Kreis Heinsberg erfolgten am 17. September 2018. 

 

Die Sitzung des Ausschusses für Gesundheit und Soziales am 21. November 2018 wird also 

nicht abgewartet. In dieser erfolgt auch keine Beratung des Themas, die Verwaltung wird le-

diglich berichten. Herr Diplom-Ökonom Michael Neitzel, Geschäftsführer der InWIS For-

schung und Beratung GmbH, wird, falls erforderlich an der Sitzung teilnehmen und für wei-

tergehende Erläuterungen zur Verfügung stehen.“ 
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  13.1:   

 

Anfrage der Fraktion Die Linke gemäß § 12 GeschO betr. "Abschiebungen im Kreis 

Heinsberg" 

 

Beratungsfolge: 

27.09.2018 Kreistag 

 

 

Landrat Pusch führt hierzu in der Sitzung des Kreistages wie folgt aus: 

 

„Zu Frage 1:   Es besteht eine bestandskräftig vollziehbare Ausreisepflicht. Der Auf-

forderung zur freiwilligen Ausreise wurde nicht Folge geleistet. 

 

Zu Frage 2:  Es besteht für den Kreis Heinsberg kein Ermessensspielraum. Die aktu-

ell geltende Rechtslage lässt keine weitere Duldung zu. Erst dann, wenn 

die Härtefallkommission den Kreis Heinsberg noch einmal ausdrücklich 

nach § 23 a des Aufenthaltsgesetzes ersucht, das Vorliegen eines Härte-

falles aus den von ihr vorgetragenen Gründen zu prüfen, kann der Kreis 

Heinsberg ausnahmsweise von einer Abschiebung absehen. Die Härte-

fallkommission hat heute Nachmittag mitgeteilt, dass der Antrag der 

Familie positiv entschieden wurde. Ich habe mich bereits mit meinen 

Mitarbeitern beraten und wir sind zu dem Entschluss gekommen, dass 

ein Härtefall vorliegt. 

 

Zu Frage 3: Im Jahr 2017 wurden 85 Personen abgeschoben. Der Niederschrift zur 

Sitzung des Kreistages wird eine Länderübersicht mit den jeweiligen 

Fallzahlen beigefügt. 

 

Zu Frage 4:  Im Jahr 2018 (Stand 30.06.2018) wurden 51 Personen abgeschoben. 

Der Niederschrift zur Sitzung des Kreistages wird eine Länderübersicht 

mit den jeweiligen Fallzahlen beigefügt.“ 
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Statistik Abschiebungen 2017 Kreis Heinsberg nach Zielstaaten (Anlage I) 

Bangladesch    4 

Kosovo    4 

Serbien    12 

Italien (im DÜ-Verfahren) *  9 

Rumänien    2 

Belgien (im DÜ-Verfahren)* 1 

Albanien    24 

Indien     1 

Niederlande (im DÜ-Verfahren)* 1 

Litauen    1 

Mazedonien    1 

Indonesien    1 

Ghana    1 

Marokko    3 

Georgien    3 

Vietnam    1 

China     1 

Polen (im DÜ-Verfahren)*  8 

Frankreich (im DÜ-Verfahren)* 1 

Dänemark    4 

Litauen (im DÜ-Verfahren)* 1 

Tadschikistan   1 

 

 

Statistik Abschiebungen 2018 (Stand 30.06.18) Kreis Heinsberg nach Zielstaaten (Anlage II) 

Frankreich (im DÜ-Verfahren)* 1 

Albanien    14 

Niederlande (im DÜ-Verfahren)* 2 

Frankreich (im DÜ-Verfahren)* 1 

Italien (im DÜ-Verfahren)*  3 

Kosovo    9 

Algerien    2 

Georgien    5 

Bosnien-Herzegowina  1 

Marokko    2 

Pakistan    1 

Serbien    4 

Mazedonien    4 

Rumänien    1 

Pakistan    1 

 

 

* (DÜ-Verfahren) =  Dublin-Verfahren.  

Rechtsgrundlage des Verfahrens ist die Dublin-III-Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013. 
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Es regelt, dass Asylbewerber in dem Land zu registrieren sind, in dem sie die Europäische 

Union betreten haben. Dieser EU-Staat ist auch für den Asylantrag zuständig. Dieses Verfah-

ren soll sicherstellen, dass jeder Asylantrag nur von einem Mitgliedstaat inhaltlich geprüft 

wird. 
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  13.2:   

 

Anfrage der SPD-Fraktion gemäß § 12 GeschO betr. "Warntag NRW" 

 

Beratungsfolge: 

27.09.2018 Kreistag 

 

 

Landrat Pusch erklärt in der Sitzung des Kreistages wie folgt: 

 

„Nach § 3 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz 

(BHKG) sind vorrangig die Gemeinden für die Warnung der Bevölkerung verantwortlich. Die 

Kreise sind nach § 2 BHKG Aufgabenträger für den Brandschutz und die Hilfeleistung nur, 

soweit ein überörtlicher Bedarf besteht. Als untere Katastrophenschutzbehörde nutzen die 

Kreise die Systeme der Kommunen  für die Warnung der Bevölkerung bei Katastrophen-

schutz-Lagen. Dies voraus-geschickt, werden die Fragen vom 23.09.2018 wie folgt beantwor-

tet: 

 

Zu Frage 1: 

 

Der Verwaltung liegen über die allgemeine Berichterstattung in den Medien hinaus keine be-

sonderen Erkenntnisse über gravierende Mängel über den Verlauf des Warntages im Kreis 

vor. Über die Warn-App „NINA“ ist berichtet worden, dass der zentrale Server beim Land 

offenbar überlastet war. Dieser Umstand ist gestern bei der Sitzung des Arbeitskreises „Be-

völkerungsschutz“ beim Landkreistag NRW von den anwesenden Vertretern des Innenminis-

teriums noch einmal bestätigt worden. 

 

Zu Frage 2: 

 

Nach den Erkenntnissen des Kreises, die er über das „Informationsportal Gefahrenabwehr in 

NRW“ (IG NRW) gewinnt, werden die neuen Systeme bei den Städten und     Gemeinden 

kontinuierlich ausgebaut. Die flächendeckende Warnung der Bevölkerung im Kreis Heinsberg 

ist bereits zum jetzigen Zeitpunkt möglich. Wann die Modernisierung mittels Umstellung auf 

elektronische Systeme abgeschlossen sein wird, kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht abschlie-

ßend beurteilt werden. Wie bereits erwähnt, liegt die Zuständigkeit für diesen Ausbau der 

Systeme bei den Städten und Gemeinden.    

 

Zu Frage 3: 

 

Es ist derzeit nicht beabsichtigt, über die  Nutzung der allgemeinen Informationskanäle (In-

ternet-Auftritt des Kreises, Facebook, etc.) und die künftigen Warntage hinaus die Bevölke-

rung gesondert zu informieren.“ 
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